Die Willfährigkeit gegenüber den Banken

ist ein Staatsrisiko

Kolumne in Tages-Anzeiger und Bund

vom 11. September 2012.

Wer sich nicht täglich mit den Banken

und ihren Skandalen befasst, versteht

die Welt schon lange nicht mehr: Fünf

Banken haben im Frühjahr und

Sommer die Namen von hunderten

ihrer Angestellten, die amerikanische

Kunden betreut hatten, an die US-Justiz

verraten. Auch die Namen von

Geschäftspartnern wie Treuhändern,

Vermögensverwaltern und Anwälten

standen in den gelieferten Daten.
Es handelt sich um die Credit

Suisse, die Bank Bär, die Basler und

Zürcher Kantonalbank und die Genfer

Filiale der HSBC. Einige dieser Banken

informierten die betroffenen

Mitarbeitenden nicht einmal über die

Namenslieferung. Erst auf Intervention

des eidgenössischen Datenschützers

Hanspeter Thür erhielten alle

Betroffenen das Recht auf Akteneinsicht.

Selbst wenn diese Mitarbeiter

US-Bürgern fälschlicherweise zur

Steuerflucht verholfen haben, stellt

dies einen schlimmen Treuebruch der

Arbeitgeber gegenüber ihren

Angestellten dar. Die Bankenchefs

wollten mit der Aktion ihre eigene

Haut retten und ihre Institute dem

Würgegriff der US-Justiz entziehen. Die

Mitarbeiter waren ihr Bauernopfer.
Der Schaden ist angerichtet

Wie ist es zu dieser krummen Tour

gekommen? Jetzt wird dafür sogar der

Bundesrat verantwortlich gemacht. Man

unterstellt ihm, «grünes Licht» für die

Lieferung von Mitarbeiterdaten gegeben

zu haben. Tatsache ist: Die Banken

drängten darauf, der US-Justiz die

Namen ihrer Angestellten liefern zu

dürfen. Tatsache ist auch, dass das

Bundesamt für Justiz (BJ) im Dezember

2011 diese Lieferung von Mitarbeiterdaten

blockierte und am 18. Januar 2012

veranlasste: Alle Angestelltennamen

seien bei der Lieferung von Mails und

Briefen an die US-Justiz abzudecken.
Wenig später, im Februar, wurde die

Bank Wegelin in den USA wegen aktiver

Steuerfluchthilfe angeklagt. Nach

dieser Drohaktion ersuchten die

verdächtigten Banken am 13. März

den Bundesrat, ihre Mitarbeiter verraten
 zu dürfen, flankiert durch intensives Lobbying.

Das Staatssekretariat für Internationale

Finanzfragen (SIF) unter Staatssekretär

Michael Ambühl und die Finanzmarktaufsicht

(Finma) unterstützten das

Begehren willfährig. Die Finma machte

einmal mehr in Bankenschutz statt in

Bankkundenschutz, wie es das Gesetz

von ihr verlangt.
Unter dem geballten Druck vollzog

der Bundesrat eine Kehrtwende. Am

4. April 2012 erlaubte er den Banken doch

die Auslieferung von Mitarbeiterdaten.

Er stellte den Finanzinstituten in

Aussicht, dass er auf eine Strafverfolgung

verzichten werde; für ihr

Personal müssten sie jedoch selbst die

Verantwortung übernehmen. Dieser

vieldeutige Bundesratsbeschluss wird

bis heute geheim gehalten, wie

Datenschützer Thür öffentlich beklagt.
Die Geschichte ist damit noch nicht

zu Ende. Gerichte werden über die

Rechtmässigkeit des Vorgehens

befinden müssen. Doch der Schaden

für das Bankenpersonal ist bereits

angerichtet. Diese Leute wissen nicht,

ob sie nicht irgendwo im Ausland auf

einer Fahndungsliste figurieren.
Blenden wir zwei Jahre zurück. Die

Schweiz war mitten in Verhandlungen

mit Deutschland über das Abgeltungssteuerabkommen.

Der schweizerische

Unterhändler, Michael Ambühl,

kämpfte verbissen für die Einräumung

einer Abschleichefrist. Und er

verhandelte erfolgreich: 15 Monate lang,

von September 2011 bis Ende 2012,

sollen deutsche Steuerflüchtlinge dem

ausgehandelten Abkommen zufolge Zeit

erhalten, ihr Vermögen nach Ostasien

zu verschieben, um die vereinbarte

Amnestieabgabe so zu umgehen.

Staatssekretär Ambühl wurde damals gewarnt,

die Abschleichefrist könnte

dem Ruf der Schweiz schaden. Heute ist

das Steuerschlupfloch in Deutschland

das wichtigste Argument gegen die

Genehmigung des Abkommens. Das

Amtshilfegesetz droht daran zu

scheitern. Nun möchte Bundesrätin

Eveline Widmer-Schlumpf das Gesetz

noch schnell ausbessern mit einer

Klausel, die rückwirkende Gruppenanfragen

erlaubt. Ein Eingeständnis, dass

Fehler gemacht wurden.
Schädliche Schlaumeierei

Blenden wir noch weiter zurück, ins

Jahr 2002. Die Schweiz verhandelte

damals mit der EU über ein Zinsbesteuerungsabkommen

im Rahmen der

Bilateralen II. Brüssel wollte eine

Besteuerung der Kapitalerträge jener

EU-Bürger, die Vermögen bei Schweizer

Banken halten. Die Schweiz machte

ein Schlaumeier-Angebot: Festverzinsliche

Anlagen von EU-Bürgern sollten

besteuert werden, Dividendenpapiere

nicht. In der Folge empfahlen die

Banker den ausländischen Vermögenskunden,

zu Anlagefonds und Dividendenpapieren

zu wechseln. Neun Zehntel

der Kapitalerträge wurden so den

EU-Ländern entzogen. Der damalige

deutsche Aussenminister Hans Eichel

kommentierte später: «Von da an war

klar, von der Schweiz lassen wir uns

nie mehr über den Tisch ziehen.» Auch

damals hiess der Chefunterhändler

Michael Ambühl.
Es wäre freilich einseitig, nur die

Verwaltung und die Unterhändler zu

kritisieren. Auch Politiker sind dafür

verantwortlich, dass wir jetzt im Regen

stehen. Im Herbst 2011 wollten der

Bundesrat und das SIF das ausgehandelte

Steuerabkommen mit den USA

rasch in einer Session beschliessen

lassen, um den Amerikanern keinen

Vorwand für neue Forderungen zu

liefern. Doch bankennahe Parlamentarier,

allen voran der Zürcher FDP-Nationalrat

Ruedi Noser, blockierten aus

Trotz die rasche parlamentarische

Behandlung. Darauf reagierten die

Amerikaner mit dem Schlag gegen

Wegelin. Die Bank musste aufgespalten

und teilweise verscherbelt werden.

Deren Mitbesitzer, Konrad Hummler,

kann wegen Verhaftungsgefahr nicht

mehr ins Ausland reisen. Er könnte sich

bei den bankenhörigen Parlamentariern

für dieses Eigengoal beschweren. Solche

Freunde des Paradeplatzes helfen mit

ihren Fehleinschätzungen die Probleme

zu verschärfen.
Probleme selbst eingebrockt

Von Affäre zu Affäre zeigt sich dasselbe

Bild: Es sind die fehlbaren Banker

selber, die in Bern auf Auslieferung von

Mitarbeiterdaten pochen oder das

Bankgeheimnis für Kundenvermögen

aufheben wollen, um sich aus dem

Würgegriff zu befreien. Ihre Probleme

haben sie sich selber eingebrockt.
Die diplomatischen Unterhändler,

etwa Staatssekretär Ambühl, sind hoch

qualifiziert und beflissen um Lösungen.

Sie wollen es wie Musterschüler gut

machen und auch die Banker zufrieden

stellen. Aber politische Blindheit und

Willfährigkeit gegenüber Bankeninteressen

werden zunehmend zum Staatsrisiko.

Fehleinschätzungen führen zu

neuen Affären. Und zum nachhaltigen
Schaden des Schweizer Rufs.
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